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Für seine Feste ist der 
Stadtbezirk Lütgendort-
mund/Marten bekannt. 
Doch auch sonst  hat er 
viel zu bieten. Angebote 
für Freizeit, Kultur, Er-
holung und eine gute In-
frastruktur schaffen ein 
attraktives Umfeld für  
fast 50 000 Bewohner. 

Die SPD-Fraktion hat viel da-
zu beigetragen, dass es sich gut 
in Lütgendortmund leben lässt. 
Auch künftig will sie dafür sor-
gen, dass sich die Bewohner hier  
zuhause fühlen. Wer in Dort-
mund Volksfeste liebt, kommt 
an Lütgendortmund nicht vor-
bei. 

Ob Bartholomäus-Kirmes 
oder Martener Volksfest, Lüt-
gendortmunder Dorffest oder 
Somborner Bauernmarkt, nir-
gendwo in Dortmund wird so 
viel und fröhlich gefeiert. Trotz 

städtischem Umfeld herrscht ei-
ne ländliche Atmosphäre. Beim 
einen oder anderen Bier ver-
wandeln sich Fremde schnell 
in Freunde. Vielleicht spielt 
auch die direkte und herzliche 
Art der Lütgendortmunder eine 
Rolle, warum sich so viele vom 
Dortmunder Westen angezogen 
fühlen.

Dabei führen viele Wege nach 
Lütgendortmund. Der Stadtbe-
zirk ist perfekt an das Autobahn-
netz angeschlossen und das gu-
te Netz von Bussen und Bahnen 
wird noch verbessert. Die SPD-
Fraktion setzt sich für den Aus-
bau der S4 ein. Die Radfahrer 
können auf ein gutes Radwege-
netz zugreifen. 

Viele grüne Oasen laden zum 
Radeln ein und das Dellwiger 
Bachtal, das Oelbachtal und der 
Dorneywald, stehen unter Na-
turschutz. Darüber hinaus setzte 
sich die SPD in der Bezirksver-

tretung für die Sanierung der 
Volksgärten in Bövinghausen 
und Lütgendortmund ein. 

Trotz aller Idylle haben es die 
meisten Bewohner nicht weit, 
zum Einkaufen. Um die tägliche 
Versorgung zu sichern, wurde 
der Masterplan Einzelhandel 
aufgestellt. Darüber hinaus un-
terstützt die SPD-Fraktion die 
Entwicklung der neuen Mitte 
Bövinghausen und sorgt für ei-
nen gesunden Branchenmix in 
Lütgendortmund. 

Kultur und Bildung wie Kon-
zerte, Lesungen und die drei Mu-
seen bereichern das Leben im 
Stadtbezirk. Zu den zukünftigen 
Zielen zählen der Erhalt und der 
Ausbau von Sportstätten. Auch 
will eine SPD-geführte Bezirks-
vertretung weiterhin das Ver-
einsleben in Lütgendortmund 
unterstützen. Denn letztlich lebt 
der Stadtbezirk auch durch das 
Engagement seiner Bürger.

Nicht nur wegen seiner fröhlichen Feste beliebt: Lütgendortmund.  

Liebeswertes Lütgendortmund
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CDU/FDP benachteiligen Dortmund
Landesregierung entscheidet gegen Experten bestehende Hochschulen auszubauen
Drei neue Fachhochschu-
len werden in Nordrhein-
Westfalen geschaffen. 
Damit setzt sich die CDU/
FDP-Landesregierung 
über eindeutige Emp-
fehlungen zahlreicher 
Experten hinweg, die 
den weiteren Ausbau be-
stehender Hochschulen 
für wirtschaftlicher und 
schneller umsetzbar hal-
ten, als den Bau neuer 
Fachhochschulen. 

Von den 2500 neuen Studien-

plätzen wird also kein einziger 
in Dortmund entstehen. Die 
Entscheidung der schwarz-gelb-
en Landesregierung macht alle 
Ausbaupläne der gut ausgelaste-
ten Fachhochschule Dortmund 
zunichte. 

CDU und FDP in Düsseldorf 
ignorieren bewusst die berech-
tigten Dortmunder Interessen. 
Das ist ein schlechtes Signal 
und ein Nachteil für den Ausbil-
dungsbedarf in der Dortmunder 
Region. 

Der Ausbau der Dortmunder 

Fachhochschule wäre sinnvoll 
gewesen, um die gezielte Ausbil-
dung und den Technologietrans-
fer, insbesondere für die kleinen 
und mittleren Unternehmen in 
der Region, weiter voranzubrin-
gen. 

Top-Bewerbung für 
FH-Gesundheit  

Eine Chance hat die CDU/
FDP-Landesregierung noch, 
um ihre Dortmund-feindliche 

Politik zu korrigieren: derzeit 
läuft der Standortwettbewerb 
für die geplante Fachhochschu-
le der Gesundheitsberufe, an der 
weitere 1000 neue Studienplätze 
entstehen sollen. 

Dortmund hat eine hervor-
ragende Bewerbung abgelie-
fert und bietet beste Vorausset-
zungen für einen erfolgreichen 
„Gesundheitscampus“. Jetzt 
muss die Landesregierung be-
weisen, ob fachliche Gründe 
vor parteipolitische Interessen 
gehen.

DO investiert in Klimaschutz und spart
Ein Kraftwerk für die Körnig-Halle / Stadt unterstützt Bauherren beim umweltfreundlichen Bauen
Der effiziente Einsatz von 
Energie schont das Klima 
und entlastet zugleich den 
Geldbeutel. Nach diesem 
Motto handelt die Stadt 
Dortmund und erhält da-
bei die volle Unterstüt-
zung der SPD-Fraktion.

Auch die Stadtverwaltung 
leidet unter steigenden Ener-
giekosten. Deshalb wurden und 
werden öffentliche Gebäude so 
umgestaltet, dass sie weniger 
Energie verbrauchen. 

In der Berswordt-Grundschule 
werden Fenster erneuert; in der 
Osterholzgrundschule wird die 
Heizungsanlage modernisiert; 
beim Karl-Schiller-Berufskolleg 
werden die Außenfassaden mit 
einem Wärmedämm-Verbund-
system saniert. Drei Beispiele 
von vielen. 

Mit Holz heizen
Aber Energie kann nicht nur 

gespart werden, man kann sie 
auch klimaschonend erzeugen. 
Deshalb werden demnächst 
die Feuerwache Hörde und die 
Reichshof-Grundschule in Bra-
ckel mit Holzpelletanlagen be-

heizt, während die Elisabeth-
Grundschule in Eving über eine 
Geothermie-Anlage mit Wärme 
aus der Erde versorgt wird. 

Das Leichtathletik-Zentrum 
„Helmut-Körnig Halle“ erhält 
ein Blockheizkraftwerk, das 
mit regenerativen Energien be-
trieben wird. Auf zahlreichen 
Dächern von Schulen, Sportein-
richtungen und Veranstaltungs-
hallen gibt es Photovoltaikanla-
gen, mit denen Sonnenenergie 
in elektrischen Strom umge-
wandelt wird. Bereits 1997 wur-
de auf Dortmunder Gebiet das 
erste Windkraftrad „Airwin“ in 
Betrieb genommen, das heute 
noch zu den größten Anlagen in 
der Region zählt. 

Die Stadt übernimmt eine 
Vorbildfunktion, indem sie das 
Rathaus und das Stadthaus mit 
Ökostrom versorgt. 

Wer dämmt, spart
Für private Bauherren ist 

die Berücksichtung besonderer 
Bauvorschriften das Gebot der 
Stunde, wenn sie langfristig En-
ergiekosten sparen wollen. Das 
beginnt bei der Planung des 
Häuschens. Ein Reihenmittel-
haus benötigt weniger Energie 

als ein freistehendes Einfami-
lienhaus. Ein dem Sonnenlicht 
zugewandtes Haus kann Solar-
energie besser nutzen als ein 
verschattetes Haus. 

Wer an der Wärmedämmung 
und an gut isolierten Fenstern 
spart, zahlt langfristig drauf, 
weil er mehr die Umgebung als 
das Haus beheizt. Bei der Aus-
wahl der Heizungsart sollte auf 
die Nutzung von erneuerbaren 
Energien gesetzt werden, damit 
man sich vom steigenden Ener-
giepreis absetzen und zugleich 
das Klima schützen kann.

Die Stadt Dortmund unter-
stützt Bauherren beim energieef-
fizienten Bauen. Im Bereich des 
Wohnparks „Stadtgärtnerei“ 
z.B. wurde in den Kaufverträgen 
vereinbart, dass die neuen Häu-
ser dem Standard des sogenann-
ten KfW-Energiesparhauses-60 
entsprechen müssen. 

Dazu gibt es nicht nur eine 
umfassende Energieberatung, 
sondern auch noch Zuschüsse 
der KfW-Bankengruppe. Ähn-
liches gilt zukünftig auch für 
andere Baugebiete.

Dortmund hat beim Klima-
schutz viel erreicht und wird 
auch in Zukunft Vorreiter bei 
der Energieeffizienz sein.

„Airwin“ erzeugt seit August 
1997 jährlich etwa 700 000 
Kw/h klimafreundlichen 
Strom und ist eine der größ-
ten Anlagen in diesen Brei-
tengraden.
� Foto: Anneke Wardenbach 

Ihre SPD-Ratsfraktion wünscht ein fröhliches 
Weihnachtsfest und ein erfolgreiches Jahr 2009

CDU und Grüne verzögern 
Maßnahmen für  
Sicherheit und Schutz 

Beschluss über Rettungsdienstbedarfsplan verschoben
Dortmund ist eine sichere 
Großstadt. Sie hält wich-
tige Infrastruktureinrich-
tungen vor und hat eine 
unterschiedliche Einwoh-
nerdichte in den Stadttei-
len. Daher sind Feuerwehr 
und Rettungsdienst groß-
en Herausforderungen 
ausgesetzt. Sicherheit 
ist mehr als ein weicher 
Standortfaktor.

Das wird mit dem neuen Ret-
tungsdienstbedarfsplan deut-
lich. Die Stadt unterhält mit den 
Hilfsorganisationen insgesamt 
17 Rettungswagen, 11 Kranken-
transportwagen und fünf Not-
arztwagen an 15 Wachenstand-
orten. Damit ist sichergestellt, 
dass die Notfallrettung in 90% 
der Einsätze im innerstädtischen 
Bereich in 8 Minuten und im 
ländlichen Bereich in 12 Minu-
ten vor Ort ist.

Der neue Rettungsdienstbe-
darfsplan optimiert diesen Er-
reichungsgrad weiter. Die Ver-
sorgungslücke im westlichen 
Stadtgebiet wird mit zwei neu-
en Rettungswachen geschlos-
sen. Zusätzlich konnte die Stadt 
in den Verhandlungen mit den 
Krankenkassen erreichen, dass 
moderne Defibrillatoren und 
neue Rettungsfahrzeuge ange-
schafft werden können. Leider 
haben die Krankenkassen der 
Weiterführung des Babynot-
arztwagens nicht zugestimmt. 
Diese Leistung sei vom Ret-

tungsdienstgesetz nicht abge-
deckt. Die Stadt beabsichtigt, 
sich über diese Haltung hinweg 
zu setzen und ab dem 1. Januar 
auf eigene Kosten ein Kinder-
notarzteinsatzfahrzeug einzu-
setzen. Mit über 600 Fahrten 
für die „Kleinsten“ ist der Be-
darf vorhanden. 

Die SPD-Fraktion im Rat 
wollte diesen Verbesserungen 
im Rettungswesen zustimmen. 
Eine Beschlussfassung ist je-
doch am Verhalten von CDU 
und Grüne gescheitert. Die 
Christdemokraten haben ihre 
Zustimmung zum neuen Ret-
tungsdienstbedarfsplan verwei-
gert. Für die CDU gilt das Motto 
„Privat vor Staat“ auch bei der 
Sicherheit. So will die Union die 
Arbeit der Hilfsorganisationen 
beschneiden und den Rettungs-
dienst für private Anbieter öff-
nen. Die Grünen im Rat zwei-

feln die Finanzierung des neuen 
Rettungsdienstbedarfsplans an. 
Obwohl die Hilfsorganisationen 
noch dringend um Beschlussfas-
sung in der Ratssitzung am 18. 
Dezember gebeten hatten, haben 
CDU und Grüne der Verwal-
tungsvorlage nicht zugestimmt.

Ein Schlag ins Gesicht der 
800 ehren- und hauptamtlichen 
Kräfte der Hilfsorganisationen. 
Heilfroh ist die SPD-Fraktion, 
dass der Rat der Fortsetzung der 
Babynotfallrettung wenigstens 
noch zugestimmt hat. Die SPD-
Fraktion will weiter auf die gute 
Kooperation zwischen Feuer-
wehr und Dortmunder Hilfsor-
ganisationen setzen. Qualität 
und Erfahrung in der Notfall-
rettung gehen für die Sozialde-
mokraten in dieser wichtigen 
Entscheidung eindeutig vor der 
finanziellen Wirtschaftlichkeit 
privater Anbieter.

Der Babynotarztwagen steht auf der Streichliste der Kran-
kenkassen. Die SPD-Fraktion hat die Fortsetzung ab 2009 
durchgesetzt. �  Foto: Stefan Quinting


